
Tiefschlag in Dreierserie: 
Veterinären droht Gebührenverlust 
 
Baden-Württembergs Fleischkontrolleure 
geraten gleich an drei Fronten unter finan-
ziellen Druck, allen voran die beamteten Ve-
terinäre im Regierungsbezirk Stuttgart. Ihre 
Gebühren widersprechen mutmaßlich dem 
EU-Recht, sie liegen aber auch deutlich 
höher als in Südwürttemberg aus. So zahlt 
der Metzger im Rems-Murr-Kreis seinem 
Veterinär 249% mehr als im benachbarten 
Tübingen.  
 

Von Peter Ziegler, Brüssel 

 
Der erste Schlag gegen die Gebühren der 
Kreisveterinäre erfolgte noch vor den Som-
merferien und wurde als Drucksache 427/08 
des Bundesrates kaum wahrgenommen. Da-
rin verlangte die Landesregierung von Ba-
den-Württemberg, dass vermehrt Tierärzte 
durch weniger lohnintensive Fachassistenten 
ersetzt werden sollen. Minister Peter Hauk 
hatte schon im April einen Kurswechsel 
erkennen lassen, als er vor dem Landtag 
einräumte, dass etwas für die handwerkli-
chen Metzger im Lande getan werden müs-
se.  
 
Nach den Ferien traf ein verdeckt geschla-
gener Haken aufwärts die Veterinäre. Der 
Tarifvertrag für Fleischkontrolleure degra-
dierte sie kurzerhand zu Stundenlohn-
empfängern. Selbst ver.di räumte ein, dass 
dies „eine bittere Pille für die Tierärzte“ sei. 
Pünktlich mit Herbstbeginn schlug es zum 
dritten Mal ein und dieses Mal nachhaltiger 
als vorher. Zwei Verfahren vor dem Europä-
ischen Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg, 
die in der vorigen Woche begonnen haben,  
laufen nicht besonders gut für Deutschland. 
Für Kenner des Gerichtshofs deuten Vorzei-
chen darauf hin, dass Europas höchste Rich-
ter den seit zwei Jahrzehnten dauernden 
deutschen Nörgeleien an der Gebührenre-
gelung der Europäischen Gemeinschaft für 



Fleischuntersuchungen ein Ende bereiten 
wollen. 
 
Während Verwaltungsjuristen das Gebüh-
renrecht für die hoheitliche Hygieneüberwa-
chung gerne für ihre Promotion wählen, ha-
ben die Rechtsunterworfenen - gemeint sind 
Metzger, Fleischer und Schlachter - Gebüh-
ren zu bezahlen, die nicht selten das zwan-
zigfache der von der EU festgesetzten Pau-
schale betragen. 2002 begann das Blatt sich 
jedoch zu wenden. Seitdem ist der Name 
„Stratmann“ für die Veterinärverwaltungen 
und ihre Kostenträger zum Reizwort und 
Damoklesschwert geworden. Im „Strat-
mann-Urteil“ hatte der EuGH den  Fleischbe-
schaugebühren erstmals gemeinschafts-
rechtliche Grenzen gesetzt. Seit dem 4. 
September prüft er erneut die Rechnungen 
der deutschen Veterinäre.  
 
Im Verfahren Nummer 1 bestreitet die EU-
Kommission den Veterinären das Recht, 
neben der nach EG-Recht festgelegten Pau-
schalgebühr für die Fleischuntersuchung 
noch zusätzliche Gebühren für die bakterio-
logische Untersuchung zu erheben. Das 
„Stratmann-Urteil“ hatte dies eigentlich 
schon vor sechs Jahren entschieden, doch 
die deutschen Verwaltungsjuristen wollen es 
nochmals wissen. In Luxemburg macht das 
offenbar wenig Eindruck. Der ansonsten für 
die Urteilfindung unerlässliche Generalan-
walt des Gerichtshofes trat in der münd-
lichen Verhandlung gar nicht erst auf.  
 
Im Verfahren Nummer 2 hatte der Hessi-
sche Verwaltungsgerichtshof den EuGH 
angerufen, da er sich nicht in der Lage 
sah, ein vom Landesgesetzgeber in Kraft 
gesetztes Gebührensystem daraufhin zu 
beurteilen, ob dieses gemeinschaftskon-
form sei. In ähnlichen Fällen hatte der 
Verwaltungsgerichtshof in Baden-Würt-
temberg es stets abgelehnt, die Richter 
des EuGH anzurufen. 35 Landräte inter-
pretieren EG-Richtlinien ebenso eigenwil-
lig wie die Hessen.  



 
Zwei Anwälte der Kanzlei Prof. Dr. Tuenger-
thal und Dr. Liebenau zerpflückten vergan-
gene Woche in einem Plädoyer vor dem 
EuGH das Gebührensystem der Hessen und 
trafen damit gleichzeitig das ähnliche Sy-
stem in Baden-Württemberg. Kernsatz: eine 
Gebührenstaffelung nach Schlachtzahlen 
und die Einteilung in Klein- und Großbetrie-
be sei ebenso widerrechtlich wie die Erhe-
bung zusätzlicher Sondergebühren.  
 
Die Anwälte aus Heidelberg, für die Veteri-
närverwaltungen ebenso ein rotes Tuch wie 
der Name „Stratmann“,  sind mit einem ein-
fachen Punktsieg nicht zufrieden. Der EuGH, 
so regten sie an,  könne bei dieser Gelegen-
heit jede Anhebung der EG-Pauschalen „von 
der ordnungsgemäßen und vollständigen 
Umsetzung der Richtlinie“ abhängig ma-
chen. Eine Anhebung der Pauschalen solle 
zudem nur für die Zukunft möglich sein. Die 
rückwirkenden Umsetzungen der Richtlinie, 
wie sie in einigen Bundesländern vorgenom-
men wurden, wären dann unzulässig. Ent-
scheidet der EuGH in diesem Sinne, würden 
alle einschlägigen deutschen Gerichtsurteile 
mit einem Schlag zur Makulatur.  
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